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Erstes Kapitel

Einführung 

Die grenzüberschreitende Mobilität von Gesellschaften vor dem Hintergrund 
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zur Niederlassungsfreiheit 
(Art. 49, 54 AEUV, ex-Art. 43, 48 EG) gehört zu den großen Themen der Ju-
risprudenz unserer Zeit; sie beschäftigt Autoren aus Wissenschaft und Praxis 
gleichermaßen. Eine Anfrage des Verfassers beim Amt für Veröffentlichungen 
der Europäischen Union, das unter anderem die Datenbank EUR-Lex betreibt, 
ergab, dass sich die Entscheidungen Überseering1, Inspire Art2, SEVIC3 und 
Cartesio4 unter den 25 am häufigsten kommentierten Entscheidungen des 
EuGH seit dem 1. Januar 2000 befinden; sechs weitere Entscheidungen unter 
den „Top 25“ betrafen ebenfalls die Niederlassungs- oder die Dienstleistungs-
freiheit.5 Zugleich betraf keine der 25 meistkommentierten Entscheidungen 
die Warenverkehrsfreiheit  – jene Grundfreiheit, anhand derer der EuGH im 
20. Jahrhundert die heutige Grundfreiheitendogmatik mit den Entscheidungen 
Dassonville6, Cassis de Dijon7 und Keck8 maßgeblich entwickelt hat. Diese 
Zahlen lassen sich als Hinweis darauf deuten, dass die Niederlassungsfreiheit 
und die Dienstleistungsfreiheit im 21. Jahrhundert die Warenverkehrsfreiheit 
als paradigmatische Grundfreiheit abgelöst haben. Diese Entwicklung ist umso 
bemerkenswerter, als das den Grundfreiheiten immanente Prinzip der gegen-
seitigen Anerkennung (Herkunftslandprinzip) in diesem Bereich eine weitaus 

1  EuGH, Urteil vom 5. 11. 2002, Rs. C-208/00 (Überseering), Slg. 2002, I – 9919.
2  EuGH, Urteil vom 30. 9. 2003, Rs. C-167/01 (Inspire Art), Slg. 2003, I – 10155.
3  EuGH, Urteil vom 13. 12. 2005, Rs. C-411/03 (SEVIC), Slg. 2005, I – 10805.
4  EuGH, Urteil vom 16. 12. 2008, Rs. C-210/06 (Cartesio), Slg. 2008, I – 9641.
5  Ebenfalls unter den meistkommentierten Entscheidungen finden sich die Entscheidungen 

EuGH, Urteil vom 13. 12. 2005, Rs. C-446/03 (Marks & Spencer), Slg. 2005, I – 10866; EuGH, 
Urteil vom 11. 3. 2004, Rs. C-9/02 (de Lasteyrie du Saillant), Slg. 2004, I  – 2409; EuGH, 
Urteil vom 11. 12. 2007, Rs. C-438/05 (Viking Line), Slg. 2007, I  – 10779; EuGH, Urteil 
vom 18. 12. 2007, Rs. C-341/05 (Laval), Slg. 2007, I  – 1176; EuGH, Urteil vom 3. 4. 2008, 
Rs. C-346/06 (Rüffert), Slg. 2008, I – 1989 und EuGH, Urteil vom 8. 9. 2009, Rs. C-42/07 (Liga 
Portuguesa de Futebol Profissional u. a./Departamento de Jogos da Santa Casa da Misericórdia 
de Lisboa), Slg. 2009, I – 7698.

6  EuGH, Urteil vom 11. 7. 1974, Rs. 8/74 (Dassonville), Slg. 1974, 837.
7  EuGH, Urteil vom 20. 2. 1979, Rs. 120/78 (Cassis de Dijon), Slg. 1979, 649.
8  EuGH, Urteil vom 24. 11. 1993, Rs. C-268/91 (Keck), Slg. 1993, I – 6097.
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größere soziale Sprengkraft entfaltet.9 Ohne die Warenverkehrsfreiheit in ihrer 
Bedeutung für den europäischen Binnenmarkt gering schätzen zu wollen, ist 
offensichtlich, dass die kraft unionalen Verfassungsrechts10 begründete Pflicht 
zur Anerkennung ausländischer Gesellschaften und Dienstleister die Rechts-, 
Sozial- und Wirtschaftsordnung eines Mitgliedstaates in deutlich stärkerem 
Maße berührt als beispielsweise die Pflicht zur Anerkennung ausländischen 
Likörweins (Cassis de Dijon).

Diese Bedeutungsverschiebung mag neben der beträchtlichen Relevanz 
der grenzüberschreitenden Mobilität von Gesellschaften für die wirtschafts-
beratende Praxis ein Grund für die Popularität des Themas sein. Gleichwohl ist 
es erklärungsbedürftig, wenn der Verfasser mit dieser Arbeit der vorhandenen 
Fülle einschlägiger Publikationen eine weitere Abhandlung hinzufügt. Die 
Rechtsprechung des EuGH zur Niederlassungsfreiheit von Gesellschaften 
wird in der deutschen Literatur bislang vorwiegend aus einem international-
privatrechtlichen und aus einem gesellschaftsrechtlichen, nicht aber aus einem 
unionsrechtlichen11 Blickwinkel betrachtet. Im Vordergrund des Interesses steht 
dabei die Auslotung des praktischen Gestaltungsspielraums von Gesellschaften. 
Die Diskussion kreist im Wesentlichen um zwei Fragen: zum einen um die Frage, 
welches Maß an grenzüberschreitender Mobilität die Mitgliedstaaten den nach 
ihrem nationalen Recht gegründeten Gesellschaften zugestehen müssen; zum 
anderen um die Frage, inwieweit die Mitgliedstaaten zuziehende ausländische 
Gesellschaften zur Beachtung ihres eigenen nationalen Gesellschaftsrechts 
zwingen können. Die vorgeschlagenen Antworten hängen regelmäßig stark von 
dem jeweiligen rechtspolitischen Standort des Autors und seiner Gewichtung 
der von einer Sitzverlegung betroffenen Interessen ab. So wird teilweise das Be-
mühen sichtbar, den Schutzwall um das jeweilige nationale Gesellschaftsrecht 
so hoch aufzuschichten, wie es vor dem Hintergrund der EuGH-Rechtsprechung 
gerade noch zulässig erscheint. Andere Autoren versuchen offenbar, die EuGH-
Rechtsprechung dahingehend zu instrumentalisieren, sämtliche Hindernisse 
für eine grenzüberschreitende Mobilität von Gesellschaften einzuebnen. Beide 
Argumentationsansätze greifen auf dieselbe Technik zurück: Überwiegend wird 

9  Siehe dazu insbesondere S. Schmidt, Der moderne Staat 2010, 455 (467 ff.).
10  Der bewusste Verzicht des Vertrags von Lissabon auf den Verfassungsbegriff (Pech-

stein, in: Streinz [Hrsg.], 2. Aufl. 2012, Art. 1 EUV Rn. 2) ändert nichts daran, dass es sich 
bei zahlreichen Inhalten der europäischen Verträge und insbesondere bei den europäischen 
Grundfreiheiten um Verfassungsrecht im materiellen Sinne handelt; vgl. Calliess, in: Calliess/
Ruffert, 4. Aufl. 2011, Art. 1 EUV Rn. 54 ff.; siehe weiterführend von Bogdandy/Bast, Euro-
päisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. 2009.

11  Die Differenzierung zwischen „Gemeinschaft“ und „Union“ ist hinfällig, seitdem durch 
den Vertrag von Lissabon Union und Gemeinschaft unter dem Organisationsnamen „Euro-
päische Union“ verschmolzen wurden. Daher soll das bislang als primäres und sekundäres 
„Gemeinschaftsrecht“ bezeichnete Recht im Folgenden als „Unionsrecht“ bezeichnet werden. 
Krit. zu diesem terminologischen Wandel Müller-Graff, GPR 2008, 105.
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versucht, die Antwort auf konkrete Rechtsfragen – die Anwendbarkeit einer be-
stimmten inländischen Rechtsnorm auf ausländische Gesellschaften, die recht-
liche Zulässigkeit einer Sitzverlegung – im Wege der Subsumtion unter die in 
den Entscheidungen Daily Mail bis Cartesio getroffenen Aussagen des EuGH 
zu finden. Eher in den Hintergrund rückt dabei das Bestreben, das hinter diesen 
Entscheidungen stehende Prinzip freizulegen und die Niederlassungsfreiheit 
von Gesellschaften in ein übergreifendes System der Grundfreiheitendogmatik 
einzuordnen. Eine solche theoretische Aufarbeitung aus dem Blickwinkel des 
Unionsrechts, die Voraussetzung für die Beantwortung praktischer Fragen ist, 
will die vorliegende Untersuchung leisten.

A.  Cartesio als gedanklicher Ausgangspunkt

Den gedanklichen Ausgangspunkt bildet dabei die Entscheidung des EuGH in 
der Rechtssache Cartesio vom 16. Dezember 2008, mit der die Rechtsprechung 
des Gerichtshofs zur Niederlassungsfreiheit von Gesellschaften ihren vorläu-
figen Kulminationspunkt erreicht hat. Abweichend von den Schlussanträgen 
des Generalanwalts Poiares Maduro12 hat der EuGH entschieden, dass die Ver-
legung des Sitzes einer ungarischen Kommanditgesellschaft nach Italien unter 
Wahrung ihrer rechtlichen Identität als Gesellschaft ungarischen Rechts nicht 
von der Niederlassungsfreiheit nach Art. 49, 54 AEUV geschützt ist. Von einer 
solchen Sitzverlegung ohne Änderung des für die Gesellschaft maßgeblichen 
Rechts zu unterscheiden sei hingegen der Fall, in dem – so die Formulierung des 
EuGH in Cartesio Rn. 111 – eine Gesellschaft aus einem Mitgliedstaat in einen 
anderen Mitgliedstaat unter Änderung des anwendbaren nationalen Rechts 
verlegt und dabei in eine dem nationalen Recht des zweiten Mitgliedstaates 
unterliegende Gesellschaftsform umgewandelt wird. Sanktioniere das nationale 
Recht des Mitgliedstaates, nach dessen Recht die Gesellschaft gegründet wurde, 
einen derartigen rechtsformwechselnden Wegzug in einen anderen Mitglied-
staat mit der Auflösung und Liquidation der Gesellschaft, sodass im Aufnahme-
staat eine Neugründung erforderlich ist, so liege darin eine Beschränkung der 
Niederlassungsfreiheit, die der unionsrechtlichen Rechtfertigung bedarf.

In der Cartesio-Entscheidung ist damit eine grundlegende Differenzierung 
zwischen zwei Fallgruppen angelegt:13 Die erste Fallgruppe betrifft den Weg-
zug einer Gesellschaft durch Verlegung ihres Sitzes in einen anderen Mitglied-
staat unter Wahrung der Rechtsform, die ihr Herkunftsstaat ihr verliehen hat 

12  Schlussanträge des Generalanwalts Poiares Maduro vom 22. 5. 2008, Rs. C-210/06 
(Cartesio), NZG 2008, 498; dazu ausführlich Behme/Nohlen, NZG 2008, 496.

13  So schon Behme/Nohlen, BB 2009, 13 (14); zustimmend Hellwig, in: von Westphalen 
(Hrsg.), Deutsches Recht im Wettbewerb, 2009, S. 154 (155); Knop, DZWIR 2009, 147 (151); 
Teichmann, ZIP 2009, 393 (394).
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(rechtsformwahrender Wegzug). Die zweite Fallgruppe betrifft den Wegzug 
durch Verlegung einer Gesellschaft in einen anderen Mitgliedstaat bei gleich-
zeitiger Umwandlung in eine dessen nationalem Recht unterliegende Gesell-
schaftsform (rechtsformwechselnder Wegzug). Jeder Wegzug, gleich ob unter 
Wahrung oder mit Wechsel der Rechtsform, stellt sich aus der Perspektive des 
Aufnahmestaates als Zuzug dar. Wegzug und Zuzug sind also wechselseitig 
bedingte Ausprägungen eines einheitlichen Vorgangs: der Ausübung grenzüber-
schreitender Mobilität.14 Insofern setzt sich die durch den EuGH vorgenom-
mene Differenzierung aus dem Blickwinkel des Aufnahmestaates fort: Hier ist 
zu unterscheiden zwischen rechtsformwahrendem und rechtsformwechselndem 
Zuzug von Gesellschaften.

Die obige Formulierung, dass in Cartesio eine Differenzierung zwischen 
rechtsformwahrendem und rechtsformwechselndem Wegzug von Gesell-
schaften angelegt ist, ist bewusst allgemein gehalten. Sie lenkt den Fokus auf 
das wesentliche Differenzierungskriterium, nämlich die Frage, ob sich in Folge 
des Wegzugs die Rechtsform der Gesellschaft ändert oder nicht. Der rechts-
formwahrende Wegzug soll – so der EuGH – nicht in den Anwendungsbereich 
der Niederlassungsfreiheit fallen, der rechtsformwechselnde Wegzug dagegen 
schon. In der Literatur wird diese Differenzierung häufig mit einer Differenzie-
rung zwischen Verlegung des Verwaltungssitzes und Verlegung des Satzungs-
sitzes gleichgesetzt.15 Die Wortwahl des EuGH ist dagegen eine andere: Er 
unterscheidet zwischen der Verlegung des „Sitzes“ der Gesellschaft und der 
Verlegung der „Gesellschaft“16 bei gleichzeitiger Umwandlung in eine dem na-
tionalen Recht eines anderen Mitgliedstaates unterliegende Gesellschaftsform. 
Das wirft in beiden Konstellationen die Frage auf, was genau jeweils verlegt 
wird – mit anderen Worten: worin der „Wegzug“ der Gesellschaft besteht. Än-
dert sich die Rechtsform der Gesellschaft nicht, kann der Wegzug nur in einer 
Verlegung des Sitzes bestehen. Der rechtsformwahrende Wegzug ist also ohne 
eine Sitzverlegung nicht denkbar. Gleiches gilt für den rechtsformwahrenden 
Zuzug. Der rechtsformwahrende Wegzug und der rechtsformwahrende Zuzug 
sollen daher im Folgenden mit dem Oberbegriff „Rechtsformwahrende Sitz-
verlegung“ bezeichnet werden. Der Begriff „Sitzverlegung“ meint im Rahmen 
der vorliegenden Arbeit stets die grenzüberschreitende Verlegung des Sitzes in 
einen anderen Mitgliedstaat. Dabei bleibt zunächst offen, welcher Sitz verlegt 
wird – Satzungssitz oder Verwaltungssitz. Beim rechtsformwechselnden Weg-

14  Siehe nur Kämmerer, EuR 2008, 45 (48).
15  Grohmann, DZWIR 2009, 322 (325); Kindler, NZG 2009, 30 (31); Knof/Mock, ZIP 

2009, 30 (32); Kobelt, GmbHR 2009, 809 (812 f.); Schulz/Schröder, EWiR 2009, 141 (142).
16  Bayer/Schmidt, ZHR 173 (2009), 735 (755) weisen zutreffend auf die identische 

Terminologie in den anderen Sprachfassungen der Cartesio-Entscheidung hin: englisch: „a 
company … moves“; französisch: „déplacement d’une société“; italienisch: „trasferimento di 
una società“; spanisch: „traslado de una sociedad“.
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zug bzw. Zuzug kommt es dagegen nicht auf eine Verlegung des Sitzes an, 
sondern auf den Wechsel der Rechtsform: Der Wegzug besteht in der vom EuGH 
angesprochenen „Umwandlung“ in eine dem nationalen Recht des Aufnahme-
staates unterliegende Rechtsform.17 Diese Umwandlung soll im Folgenden im 
Einklang mit der Terminologie des deutschen Umwandlungsrechts als „grenz-
überschreitender Formwechsel“ bezeichnet werden.18

B.  Gang der Untersuchung

Die vorliegende Arbeit untersucht, welche Vorgaben der unionsrechtlichen 
Niederlassungsfreiheit für die Regelung des Wegzugs und des Zuzugs von 
Gesellschaften durch das nationale Recht der Mitgliedstaaten zu entnehmen 
sind, und greift zu diesem Zwecke die in Cartesio angelegte Differenzierung 
zwischen grenzüberschreitender rechtsformwahrender Sitzverlegung (zweites 
Kapitel) und grenzüberschreitendem Formwechsel (drittes Kapitel) auf. Dabei 
sind mit Blick auf das nationale Recht der Mitgliedstaaten stets zwei Ebenen zu 
unterscheiden: die Ebene des Internationalen Gesellschaftsrechts (Kollisions-
recht) einerseits und die Ebene des materiellen Gesellschafts- bzw. Umwand-
lungsrechts (Sachrecht) andererseits.19 Ausgangspunkt der Untersuchung ist die 
Rechtsprechung des EuGH zur Niederlassungsfreiheit von Gesellschaften. Es 
wird sich zeigen, dass sich alle einschlägigen Judikate auf eine einheitliche Prä-
misse zurückführen lassen: die Auslegung der Grundfreiheiten im Sinne eines 
Prinzips der gegenseitigen Anerkennung (Herkunftslandprinzip). Die Über-
tragung dieses ursprünglich für den freien Warenverkehr entwickelten Prinzips 
auf die Niederlassungsfreiheit von Gesellschaften liefert den Maßstab für die 
Beurteilung der Primärrechtskonformität mitgliedstaatlicher Kollisions- und 
Sachnormen und lässt die Rechtsprechung des EuGH als dogmatisch konsistent 
erscheinen. Dogmatisch zwingend ist eine solche Übertragung freilich nicht; 
sie führt zudem teilweise zu rechtspolitisch unbefriedigenden Ergebnissen und 
ist daher – im Anschluss an ein kurzes Zwischenfazit zum kollisionsrechtlichen 
Gehalt der Niederlassungsfreiheit (viertes Kapitel) – im fünften Kapitel kritisch 
zu hinterfragen. Dieses Kapitel bildet damit die Grundlage einiger rechts-
politischer Empfehlungen, deren Adressat der Unionsgesetzgeber ist.

17  Zu der Frage, ob der Verwaltungssitz der Gesellschaft beim rechtsformwechselnden 
Wegzug mit verlegt werden muss, siehe unten S. 151 ff.

18  Siehe zur Terminologie noch ausführlich unten S. 133 ff.
19  Kollisionsnormen bestimmen bei grenzüberschreitenden Sachverhalten die Anwend-

barkeit der Rechtsordnung; Sachnormen entscheiden dagegen in der Sache selbst; siehe v. Bar/
Mankowski, Internationales Privatrecht I, 2. Aufl. 2003, § 1 Rn. 16 f.



Zweites Kapitel

Die rechtsformwahrende Sitzverlegung  
aus der Perspektive des Unionsrechts

Für die Analyse der unionsrechtlichen Vorgaben für die rechtsformwahrende 
Sitzverlegung ist zunächst zu klären, was unter einer Sitzverlegung zu verstehen 
ist und welche Auswirkungen eine Sitzverlegung nach dem nationalen Recht 
der Mitgliedstaaten haben kann (unter A.). Aus dem Blickwinkel des Unions-
rechts stellt sich die Frage, ob diese Auswirkungen mit der Niederlassungs-
freiheit (Art. 49, 54 AEUV) vereinbar sind. Daher soll im Anschluss an die 
Darstellung der möglichen Auswirkungen einer Sitzverlegung nach nationalem 
Recht der Gewährleistungsgehalt der Niederlassungsfreiheit erläutert werden 
(unter B.). Sodann ist die Rechtsprechung des EuGH zur rechtsformwahrenden 
Sitzverlegung von Gesellschaften zu analysieren, wobei zu unterscheiden ist 
zwischen Entscheidungen, die den rechtsformwahrenden Wegzug betreffen, 
und Entscheidungen, die den rechtsformwahrenden Zuzug betreffen (unter 
C.). Dieser Rechtsprechung liegt eine Auslegung der Niederlassungsfreiheit 
im Sinne eines Prinzips der gegenseitigen Anerkennung zugrunde, dessen 
Ursprung und Wirkungsweise ausführlich zu behandeln sind (unter D.), bevor 
daraus konkrete Schlussfolgerungen im Hinblick auf das nationale Kollisions- 
und Sachrecht der Mitgliedstaaten gezogen werden können, die einerseits den 
rechtsformwahrenden Wegzug (unter E.) und andererseits den rechtsformwah-
renden Zuzug (unter F.) von Gesellschaften betreffen.

A.  Begriff und Auswirkungen einer  
grenzüberschreitenden Sitzverlegung

Da die grenzüberschreitende Sitzverlegung von Gesellschaften bislang nicht 
unionsrechtlich harmonisiert wurde, richten sich ihre Voraussetzungen und 
Auswirkungen allein nach dem nationalen Recht der Mitgliedstaaten. Die 
Wahrung der Rechtsform bei einer Sitzverlegung setzt die Mitwirkung der 
Rechtsordnungen zweier Mitgliedstaaten voraus. Zum einen ist erforderlich, 
dass die Rechtsordnung des Mitgliedstaates, dessen Recht die Gesellschaft im 
Zeitpunkt der Sitzverlegung unterliegt und der damit der Gesellschaft ihre ak-
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tuelle Rechtsform verleiht, den rechtsformwahrenden Wegzug gestattet. Dieser 
Staat soll im weiteren Text als Herkunftsstaat der Gesellschaft bezeichnet wer-
den. Der Herkunftsstaat wird regelmäßig der Mitgliedstaat sein, nach dessen 
nationalem Recht die Gesellschaft ursprünglich gegründet wurde. Zwingend 
ist dies allerdings nicht: Die Gesellschaft kann auch in einem anderen Staat 
als ihrem aktuellen Herkunftsstaat gegründet worden sein und im Wege eines 
grenzüberschreitenden Formwechsels eine Rechtsform ihres aktuellen Her-
kunftsstaates angenommen haben. Zum anderen ist erforderlich, dass der Staat, 
in den die Gesellschaft ihren Sitz verlegt, einen rechtsformwahrenden Zuzug 
gestattet, mit anderen Worten: die ausländische Rechtsform anerkennt. Dieser 
Staat soll im weiteren Text als Aufnahmestaat bezeichnet werden.

I.  Semantische Klarstellungen

Bisher war lediglich von der rechtsformwahrenden Sitzverlegung in Ab-
grenzung zum grenzüberschreitenden Formwechsel die Rede. Der Begriff 
der „Sitzverlegung“ ist jedoch unscharf und bedarf in zweierlei Hinsicht der 
Präzisierung. Zum einen ist in den Rechtsordnungen zahlreicher Mitglied-
staaten zwischen dem Verwaltungssitz und dem Satzungssitz zu differenzieren 
(unter 1.). Zum anderen wird die Verlegung des Satzungssitzes häufig mit dem 
grenzüberschreitenden Formwechsel gleichgesetzt. Diese Gleichsetzung ist 
jedoch unzutreffend (unter 2.).

1.  Satzungssitz und Verwaltungssitz

Die Differenzierung zwischen dem Satzungssitz und dem Verwaltungssitz von 
Gesellschaften ist jedenfalls im Bereich der Kapitalgesellschaften den Rechts-
ordnungen vieler Mitgliedstaaten geläufig.1 Der Satzungssitz ist der in der Sat-
zung angegebene Sitz der Gesellschaft. Der Verwaltungssitz ist – vereinfacht 
formuliert2 – der Ort, am dem sich die tatsächliche Hauptverwaltung der Gesell-
schaft befindet. Der Satzungssitz und der Verwaltungssitz von Gesellschaften 
können sowohl auf der Ebene des Gesellschaftskollisionsrechts als auch auf 
der Ebene des materiellen Gesellschaftsrechts eine Rolle spielen.3 Auf der 
Ebene des Kollisionsrechts können sie das maßgebliche Anknüpfungsmoment 
der Kollisionsnorm sein, nach der sich das auf die Gesellschaft anwendbare 

1  Siehe zum Ganzen rechtsvergleichend Gesell/Flaßhoff/Krömker, in: van Hulle/Gesell 
(Hrsg.), European Corporate Law, 1. Aufl. 2006, S. 25 f.

2  Zur präzisen Definition des Verwaltungssitzes siehe unten S. 12 sowie S. 155 f.
3  Es sei der Vollständigkeit halber darauf hingewiesen, dass der Satzungssitz und der 

Verwaltungssitz auch für das Prozessrecht eine Rolle spielen können (vgl. für das deutsche 
Recht § 17 Abs. 1 ZPO); dies ist freilich für die vorliegende Untersuchung nicht von näherer 
Bedeutung.
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materielle Gesellschaftsrecht bestimmt. Auf der Ebene des materiellen Gesell-
schaftsrechts spielt insbesondere der Satzungssitz eine Rolle, da seine Angabe 
zu den Kernbestandteilen einer Satzung zählt4 und er in der Regel die örtliche 
Zuständigkeit des Registers begründet, in dem die Gesellschaft einzutragen ist. 
In manchen Rechtsordnungen muss der Verwaltungssitz mit dem Satzungssitz 
identisch sein; die Unterscheidung von Satzungssitz und Verwaltungssitz ist 
dann lediglich begrifflicher Natur und hat keine praktische Bedeutung. Andere 
Rechtsordnungen gestatten zumindest innerhalb ihres Territoriums ein Aus-
einanderfallen beider Sitze. Manche Mitgliedstaaten gestatten den nach ihrem 
Recht gegründeten Gesellschaften sogar, dass sich der Verwaltungssitz und der 
Satzungssitz in unterschiedlichen Staaten befinden.

2.  Grenzüberschreitende Sitzverlegung und grenzüberschreitender 
Formwechsel

Verbreitet wird die grenzüberschreitende Verlegung des Satzungssitzes mit ei-
nem grenzüberschreitenden Wechsel der Rechtsform gleichgesetzt.5 Auch dem 
Vorentwurf eines Vorschlags der Kommission für eine Vierzehnte Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Verlegung des Gesellschaftssitzes 
innerhalb der EU6 liegt das Verständnis zugrunde, dass die Satzungssitzver-
legung mit einem identitätswahrenden Rechtsformwechsel gleichzusetzen ist, 
ebenso der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. März 2009 mit 
Empfehlungen an die Kommission zur grenzüberschreitenden Verlegung von 

4  Vgl. für Gesellschaften im Anwendungsbereich der Kapitalrichtlinie (Zweite Richtlinie 
77/91/EWG des Rates vom 13. Dezember 1976 zur Koordinierung der Schutzbestimmungen, 
die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages 
im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter für die Gründung der Aktiengesellschaft sowie 
für die Erhaltung und Änderung ihres Kapitals vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen 
gleichwertig zu gestalten) deren Art. 3 lit. a.

5  Eckert, GesRZ 2009, 47 (49); Grohmann, DZWIR 2009, 322 (325); Hushahn, RNotZ 
2014, 137 (138); Kallmeyer, AG 1998, 88 (89); Kindler, NZG 2009, 30 (31); Knof/Mock, ZIP 
2009, 30 (32); dies., GPR 2008, 134 (139); Kobelt, GmbHR 2009, 809 (812 f.); Neye, EWiR 
2007, 715 (716); ders.; EWiR 2010, 625 (626); Schaumburg, GmbHR 1996, 585 (591); Schulz/
Schröder, EWiR 2009, 141 (142); Weller, IPRax 2013, 530; vgl. auch Spahlinger/Wegen, NZG 
2006, 721 (725), wonach der grenzüberschreitende Formwechsel „funktionell“ einer Sitzver-
legung entspricht; ferner Kronke, ZGR 1994, 26 (30).

6  Abgedruckt in ZIP 1997, 1721; siehe dazu Eidenmüller, JZ 2004, 24 (31 f.); Habersack/
Verse, Europäisches Gesellschaftsrecht, 4. Aufl. 2011, § 4 Rn. 30 f.; Heinze, ZGR 1999, 55; 
Hoffmann, ZHR 164 (2000), 43; Hügel, ZGR 1999, 71; Koppensteiner, FS Lutter, S. 141; 
Leible, ZGR 2004, 531; di Marco, ZGR 1999, 3; Meilicke, GmbHR 1998, 1053; Neye, ZGR 
1999, 13; Panayi, Yearbook of European Law 2009, 123 (139 ff.); Priester, ZGR 1999, 36; 
Rajak, ZGR 1999, 111; K. Schmidt, ZGR 1999, 20; Schwarz, Europäisches Gesellschaftsrecht, 
2000, Rn. 806 ff.; Timmerman, ZGR 1999, 147; Wymeersch, ZGR 1999, 126.
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eingetragenen Gesellschaftssitzen7 sowie der Entschließung des Europäischen 
Parlaments vom 2. Februar 2012 mit Empfehlungen an die Kommission zu 
einer 14. gesellschaftsrechtlichen Richtlinie zur grenzüberschreitenden Ver-
legung von Unternehmenssitzen.8

Eine solche Gleichsetzung von Wechsel der Rechtsform und Satzungs-
sitzverlegung liegt schon deshalb nahe, weil – soweit ersichtlich – kein Mit-
gliedstaat einer nach seinem nationalen Recht gegründeten Gesellschaft die 
Verlegung des Satzungssitzes ins Ausland unter Wahrung der Rechtsform 
gestattet.9 Ein praktisches Bedürfnis für eine rechtsformwahrende Verlegung 
des Satzungssitzes in einen anderen Mitgliedstaat ist auf den ersten Blick 
auch nur schwer erkennbar. Es ist allerdings durchaus möglich, dass der Auf-
nahmestaat an einen inländischen Satzungssitz rechtliche Vorteile knüpft, die 
eine rechtsformwahrende Verlegung des Satzungssitzes für Gesellschaften 
interessant machen können, oder dass etwaige mit einem Satzungssitz im Her-
kunftsstaat verbundene rechtliche Nachteile  – beispielsweise hohe Register-
gebühren10  – vermieden werden sollen. Ist dies nicht der Fall, lässt sich ein 
praktisches Bedürfnis für eine rechtsformwahrende Verlegung des Satzungs-
sitzes in einen anderen Mitgliedstaat jedenfalls dann begründen, wenn zugleich 
der tatsächliche Verwaltungssitz verlegt wird, da die Gesellschaft durch eine 
rechtsformwahrende Satzungssitzverlegung dann die rechtliche Sitzlage mit 
der tatsächlichen Sitzlage in Einklang bringen könnte.11 Unabhängig von ihrer 
praktischen Bedeutung ist eine rechtsformwahrende Verlegung des Satzungs-
sitzes (rechtskonstruktiv) gleichwohl denkbar, und zwar auch ohne gleich-
zeitige Verlegung des Verwaltungssitzes. Eine Satzungssitzverlegung geht 
also (rechtskonstruktiv) nicht zwingend mit einem Wechsel der Rechtsform 
einher.12 Umgekehrt ist freilich ein grenzüberschreitender Wechsel der Rechts-

7  Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. März 2009 mit Empfehlungen an die 
Kommission zur grenzüberschreitenden Verlegung von eingetragenen Gesellschaftssitzen, on-
line abrufbar unter <http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P6-
TA-2009–0086&language=DE>; siehe auch Lehne, KSzW 2010, 3 (4).

8  Entschließung des Europäischen Parlaments vom 2. Februar 2012 mit Empfehlungen 
an die Kommission zu einer 14. gesellschaftsrechtlichen Richtlinie zur grenzüberschreitenden 
Verlegung von Unternehmenssitzen, online abrufbar unter <http://www.europarl.europa.eu/
sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P7-TA-2012–0019+0+DOC+XML+V0//DE>.

9  Ebenso Braun, Die Wegzugsfreiheit als Teil der Niederlassungsfreiheit, 2010, S. 222; 
Drinhausen/Gesell, BB-Special 8/2006, 3 (6); Kruchen, Europäische Niederlassungsfreiheit 
und „inländische“ Kapitalgesellschaften im Sinne von Art. 19 Abs. 3 GG, 2009, S. 176.

10  Mörsdorf, EuZW 2009, 97 (101); die Vereinbarkeit derartiger Rechtsnachteile mit der 
Niederlassungsfreiheit ist allerdings zweifelhaft.

11  Eidenmüller, JZ 2004, 24 (32); dagegen Leible, ZGR 2004, 531 (553 f.); ein praktisches 
Bedürfnis nach statutenwahrender Satzungssitzverlegung verneint auch Koppensteiner, FS 
Lutter, S. 141 (147).

12  Ebenso Eidenmüller, JZ 2004, 24 (32); Leible, ZGR 2004, 531 (553 f.); Mörsdorf, 
EuZW 2009, 97 (101); Müller-Graff, EWS 2009, 489 (494); Rehm, in: Eidenmüller (Hrsg.), 
Ausländische Kapitalgesellschaften im deutschen Recht, 2004, § 2 Rn. 74; Schön, ZGR 2013, 


